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Aufenthaltsrechti iche Behandlung von Drit tstaatsangehörigen, die Opfer des Men-
schenhandels sind oder denen Beihi l fe zur i l legalen Einwanderung geleistet wurde
und die mit den zuständigen Behörden kooperieren ($ 25 Abs.4 a AufenthG)

Es besteht nach wie vor ein erhebliches öffentl iches lnteresse daran, Menschenhandel
und Zwangsprosti tut ion wirksam und nachhalt ig zu bekämpfen und die Opfer zu schützen.
Menschenhandel ist ein Gewaltdel ikt,  das sich in der Kriminal i tätsstru ktur verfest igt hat
und häufig der organisierten Kriminal i tät zuzurechnen ist.  Opfer dieses Deliktes werden in
der Mehzahl Ausländerinnen.

ln strafrechtiichen Ermittlungsve rfa h ren gelingt die beweiskräftige Überführung von Tat-
verdächtigen oft nur dann, wenn die Personen, die über relevante Kenntnisse vedügen, im
Verfahren bereit sind, zeugenschaflliche Angaben zu machen und während des Verfah-
rens als Zeugen zur Verfügung stehen. Das setzt regelmäßig auch au sländerrechtl iche
Entscheidungen darüber voraus, den weiteren ( in der Regel befr isteten) Aufenthalt in
Deutschland zu ermöglichen

Mit Inkrafttreten des Gesetzes zur Umsetzung aufenthalts- und asylrechtl icher Richtl inien
der Europäischen Union vom 19. August 2007 wurde u.a. die Richtl inie 2004/ 8'1/ EG des
Rales vom 29. Apri l  2004 über die Edeilung von Aufenthaltst i teln an Drit tstaatsangehörige,
die Opfer des Menschenhandels sind oder denen Beihi l fe zur i l legalen Einwanderung ge-
leistet wurde und die mit den zuständigen Behörden kooperieren (, ,Opfersch utzrichtl in ie"),
in nationales Recht umgesetzt.

In diesem Zusammenhang gebe ich folgende aufenthaltsrechtl iche Hinweise:
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1. Zuständigkeit der Ausländerbehörde:
Die ört l iche Zuständigkeit der Ausländerbehörde r ichtet sich nach den al lgemeinen
ve rwaltu ngsrech t l ich en Vorschrif ten. Drit tstaatsa n geh örige, die Opfer von Menschen-
handel oder Zwangsprostj tut ion sind, verfügen in der Regel nicht über einen gewöhnli-
chen Aufenthalt im Bundesgebiet i .S.d. S 31 Abs. 1 Nr. 3 a LVwG; für die Durchführung
des aufentha l tsrechtl ichen Verfahrens dürfte daher in der Regel die Auslä nderbehörde
des Aufgriffsortes örtlich zuständig sein (S 31 Abs. 1 Nr. 4 LVwG).
Werden betroffene Personen zu ihrem Schutz außerhalb des Zuständ ig keitsbereiches
der Auslä nderbehörde des Aufgri f fsortes untergebracht, bleibt die Auslä nderbehörde
des Aufgriffsortes nach $ 31 Abs. 3 LVwG grundsätzlich weiterhin zuständig und führt
das Verfahren fort. Die Ausländerbehörde des neuen Aufenthaltsortes ist entsprechend
zu informieren.
Die Entscheidung, ob Zeugenschutzmaßnahmen erforderl ich sind, obl iegt der Pol izei
im Einvernehmen mit der Staatsanwaltschaft.

2. Betreuung und Beratung:
Die Ausländerbehörde ist nach $ 50 Abs. 2 a Satz 4 AufenthG verpflichtet, betroffene
D ri t tstaatsangehörige über die geltenden Regelungen, Programme und Maßnahmen
für Opfer von in $ 25 Abs. 4 a AufenthG genannten Straftaten zu unterrichten.

Liegen Anhaltspunkte vor oder deuten Indizien darauf hin, dass Ausländerinnen Opfer
von Menschenhandel oder Zwangsprosti tut ion geworden sein könnten, ist in diesem
Zusammenhang auf die Möglichkeit der Betreuung und Beratung durch die

Fachstel le gegen Frauenhandel
in S ch leswig- Ho lstein
conlra
Postfach 3520
24034 Kiel
Telefon: 043'1/ 55 779-190
Telefax: 0431 I 55 779-150

frühzeit ig, z.B. durch Aushändigen von Merkblättern, hinzuweisen. Eine beabsichtinte
Kontaktaufnahme zu Beratu ngsstellen ist - sofern edorderlich - zu unterstützen.

Anhaltspunkte dafür, dass Ausländerinnen Opfer von Menschenhandel und/ oder
Zwangsprostitution geworden sern können, liegen u.a. dann vor, wenn die betroffene
Person

. unter ständiger Überwachung gestanden hat oder eingesperrt war,
o sich in enger f inanziel ler Abhängigkeit befunden hat oder
. Spuren von Misshandlungen trägt oder
. andere in den $$ 232 und 233 StGB genannte Anhaltspunkte für Menschen-

handel und/ oder Zwangsprosti tut ion vorl iegen.

Die Fachstel le gegen Frauenhandel contra hat eine Ind ikatorenl iste für Menschenhan-
del erstel l t ,  die als Anlage beigefügt ist.

Die Auslä nderbehörde sol l ,  sofern die Strafverfolgungsbehörden zustimmen, die Fach-
stel le gegen Frauenhandel conla übet die Inhaft ierung betroffener Frauen - insbeson-
dere nach größeren Ermitt lungs- und Du rchsuch ungsma ßna hmen durch die Strafver-
folgungsbehörden - unterr ichten, damit die Fachstel le gegen Frauenhandel contra u-
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ber die Haftanstalt  notwendige Hil fe anbieten kann. Dabei ist sichezustel len, dass die
ldenti tät der Betroffenen ohne deren Einverständnis nicht preisgegeben wird.

3. Bedenkzeit:
Einige Opfer von Menschenhandel und/ oder Zwa ngsprosti tut ion sind erst nach einer
gewissen Bedenkzeit zu Zeugenaussagen in der Lage. Sprechen konkrete Tatsachen
oder andere Anhaltspunkte dafür, dass eine ausreise pf l icht ige Person von Menschen-
handel und/ oder Zwangsprostitution betroffen ist, ist grundsätzlich eine Frist zur freiwil-
l igen Ausreise vozusehen, die nach $ 50 Abs. 2 a Satz 2 AufenthG mindestens einen
Monat beträgt, aber auch großzügiger bemessen sein kann, nach $ 50 Abs. 2 Satz 2
AufenthG längstens sechs Monate.
lch bitte, grundsätzlich eine Ausreisefrist von drei Monaten vozusehen, sofern die
Umstände des Einzelfalls nicht entgegenstehen. Die Ausreisefrist soll der betroffenen
Person die Mögiichkeit geben, ihre Bereitschaft zur Zeugenaussage und Kooperation
z.B. mit den Strafverfolgu ngsbehörden zu überdenken bzw. ihre freiwi l l ige Ausreise zu
organisieren und persönl iche Angelegenheiten zu regeln. Vor einer Entscheidung über
die FestJegung der Ausreisefrist ist nach $ 72 Abs. 6 AufenthG die zuständige Staats-
anwaltschaft, das befasste Strafgericht, bzw. sofern die zuständige Staatsanwaltschaft
noch nicht bekannt ist,  die für den Aufenthaltsort zuständige Polizeibehörde zu betei l i -
gen.
Die Ausreisepflrcht bleibt während der Ausreisefrist vollziehbar ($ 50 Abs. 3 AufenthG);
anders als in $ 58 Abs. 2 AufenthG ist die Vollziehbarkeit der Ausreisepfl icht während
der Ausreisefr ist im Sinne des al lgemeinen vol lstrecku ngsrechtl ichen Begrif fs zu ver-
stehen.
Während der Ausreisefrist soll die betrofrene Person nach € 60 a Abs. 2 AufenthG qe-
duldet werden.

Die Ausländerbehörde kann nach $ 50 Abs. 2 a Satz 3 AufenthG von der Festsetzung
einer Ausreisefr ist absehen oder diese verkürzen, wenn

. der Aufenthalt der betroffenen Person die öffentl iche Sicherheit oder Ordnung oder
sonstige erhebliche Interessen der Bundesrepublik Deutschland beeinträchtigt oder

. die betroffene Person freiwi l l ig und aus eigener Init iat ive wieder Kontakt zu den
mutmaßlichen Tätern aufgenommen hat.

Kann im Anschluss an die Bedenkzeit nach $ 50 Abs.2 a AufenthG keine Aufenthalts-
erlaubnis nach $ 25 Abs. 4 a AufenthG erteilt werden, ist zu prüfen, ob die Vorausset-
zungen für einen Aufenthaltst i tel  nach S 25 Abs. 3 i .V.m. $ 60 Abs. 2 oder Abs. 7 oder
$ 25 Abs. 5 AufenthG oder für eine Duldung nach $ 60 a AufenthG vorl iegen.

4. Vertei lung nach $ 15 a AufenthG:
Opfer von Menschenhandel und/ oder Zwa ngsprosti tut ion werden nach Beschluss der
Argeflü vom 26.04.2005 (sog. ,,Hamburger Katalog") von der länderübergreifenden Ver-
tei lung nach $ 15 a AufenthG ausgenommen; es l iegt regelmäßig ein zwingender
Grund nach $ 15 a Abs. 1 Satz 6 Aufenthc vor. Auf eine Weiterleitung an das bzw. Un-
terbringung im Landesamt für Ausländera ngelegen heiten ist nach $ 1 5 a Abs. 2 Satz 2
AufenthG zu verzichten; für eine entsprechende Buchung (ggf. ais ,.Überquote") im
VILA sind al lerdings die Daten dem Landesamt für Ausländerangelegen heiten zuzulei-
te n.
Um dem Schutzbedürfnis der betroffenen Personen ausreichend Rechnunq zu traoen.
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ist  in Absprache mit der zuständigen Strafverfo lgungsbehörde für eine-geeignete und
sichere Unterbringung zu sorgen.

5. Ertei lung von Aufenthaltserlaubn issen gemäß $ 25 Abs.4 a AufenthG

a. Voraussetzungen für die Ertei lung einer Aufentha l tserlau bn is:
Einem D ri t tstaatsangehörigen, der Opfer einer Straftat nach den $$ 232, 233 oder
233 a SIGB wurde, kann abweichend von $ 11 Abs. 1 AufenthG auch bei vol lzieh-
barer Ausreisepfl icht eine Aufenthaltserlaubn is zum vorübergehenden Aufenthalt
erteilt werden. Die Aufenthaltserlaubnis darf nur erteilt werden, wenn
. die vorübergehende Anwesenheit der betroffenen Person im Bundesgebiet für

ein Strafverfahren wegen dieser Straftat von der Staatsanwaltschaft oder dem
Gericht für sachgerecht erachtet wird, weil ohne ihre Angaben die Erforschung
des Sachverhalts erschwert wäre (zu diesem Zweck ist eine Stel lungnahme der
zuständigen Erm it t lungsbehörden bzw. des Gerichts einzuholen),

.  die betroffene Person jede Verbindung zu den Personen, die beschuldigt wer-
den, die Straftat begangen zu haben, abgebrochen hat und

. die betroffene Person sich bereit erklärt hat, in dem Strafverfahren wegen der
Straf lat als Zeuge auszusagen.

lst eine Entscheidung der zuständigen Staatsa nwaltschaft oder des Gerichts über
die Notwendigkeit der vorübergehenden Anwesenheit der betroffenen Person kuz-
fr ist ig nicht möglich, ist brs zu deren Vorl iegen, wenn nötig, die Duldung zu verlän-
gern.
Hält sich die betroffene Person im Ausland auf, ist zu pfüfen, ob die Wirkung einer
Abschiebung/ einer Ausweisung auf Antrag nach $ 1 1 Abs. 1 Satz 3 AufenthG be-
fr istet werden kann oder ob ein etwaiges Ausweisu ngsverfah ren nach $ 118 a
LVwG von Amts wegen wieder aufzugreifen ist.
Ggf. ist zur Wahrnehmung von Terminen bei den Erm it t lungsbehörden oder vor Ge-
richt eine Betretenserlau bnis nach I 11 Abs. 2 SaIz l  AufenthG zu ertei len.

Absehen von den al lgemeinen Ertei lun gsvora ussetzu ngen (5 5 Abs. 3 Auf-
enthG):
In der P.egel ist der Aufenthalt von Opfern des fulenschen handels und/ oder der
Zwangsprostitution wegen der unerlaubten Einreise oder des nach Ablauf des Tou-
ristenvisums unerlaubten Aufenthalts rechtswidrig. Zudem besrtzen die Opfer oft-
mals keinen Pass, weil  er ihnen von den Tätern abgenommen wurde, so dass häu-
fig auch nicht ihre ldentität geklärt ist. Um für diesen Personenkreis die in der Richt-
l inie 2004/ 81/ EG vorgesehene Ertei lung eines Aufenthaltst i tels zum vorüberge-
henden Aufenthalt zu ermöglichen, sieht die Richtl inie vor, dass eine unerlaubte
Einreise und die Nichterfül lung der Passpfl icht hierfür unschädlich sind. Von der Er-
fül lung der al lgemeinen Erterlungsvorausselzungen nach $ 5 Abs. 1 Nr. 1,2 und 4
sowie Abs. 2 AufenthG ist daher gemäß S 5 Abs. 3 Satz 1 AufenthG abzusehen.

Leistungsbezug:
Betroffenen Drit tstaatsangehörigen sind nach der Richtl inie Mittel zur Sicherstel lung
des Lebensunterha l ts zu gewähren, wenn diese nicht über ausreichende Mittel ver-
fügen. Ausländer mit einer Aufenthaltserlau bnis nach $ 25 Abs. 4 a AufenthG sind
daher nach $ 1 Abs. 1 Nr. 3 AsylbLG leistungsberechtigt;  während der Ausreisefr ist
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rach S 50 Abs. 2 a Aufenthc r ichtet sich die Leistu ngsberechtigung nach g '1 Abs. 1
Nr.4 bzw. Nr. 5 AsylbLG.

d. Dauer der Aufenthaltserlaubnis:
Die Aufenthaltserlaubnis nach $ 25 Abs.4 a AufenthG ist gemäß $ 26 Abs. 1 Auf-
enthG für jeweils sechs Monate zu erterlen bzw. zu verlänqern. In begründeten Fäl-
len ist eine längere Geltungsdauer zulässrg.

e. Erwerbstätigkeit:
Nach $ 6 a BeschVerfV kann die Bundesagentur für Arbeit für Opfer von Men-
schenhandel und gefährdete Zeugen, die eine Aufenthaltserla ubn is nach $ 25 Abs.
4 a AufenthG erhalten, dre Zustimmung zur Ausübung einer Beschäft igung ohne
Prüfung des Vermittlungsvorrangs inländischer Arbeitssuchender nach $ 39 Abs. 2
Satz 1 Nr. 1 AufenthG erteilen. Erteilt die Arbeitsverwaltung die erforderliche Zu-
st immung nach $ 6 a BeschVerfV, jst auch a ufentha l tsrechtl ich die Aufnahme einer
konkreten Beschäftrgung zuzulassen.

6. Widerruf der Aufenthaltserlaubnis ($ 52 Abs. 5 AufenthG):
Eine nach S 25 Abs. 4 a AufenthG erteilte Aufenthaltserla ubn is soll widerrufen werden,
wenn
. die betroffene Person nicht bereit war oder nicht mehr bereit ist. im Strafverfahren

auszusagen,
. die Mitwirkung im Strafuerfahren nach Mitteilung der Staatsanwaltschaft oder des

Gerichts mit hinreichender Wah rscheinl ich keit  auf falschen Angaben beruhl,
. die betroffene Person freiwillig wreder Verbindung zu den mutmaßlichen Tätern

aufgenommen hat,
.  das Strafverfahren, in dem die betroffene Person als Zeuge aussagen sol l te, einge-

stellt ',vurde oder
o die betroffene Person aufgrund sonstiger Umstände nicht mehr die Voraussetzun-

gen für die Ertei lung ejnes Aufentha l tst i tels nach S 25 Abs. 4 a AufenthG erfül l t .

Der Widerruf der Aufenthaltserlaubnis nach S 52 Abs. 5 AufenthG scheidet aus, wenn
der betroffenen Person aus einem anderen Rechtsgrund ein gleichwert iger Aufent-
haltst i tel  zusteht. In diesem Zusammenhang ist bei Vorl iegen der Voraussetzungen für
einen Widerruf nach $ 52 Abs, 5 AufenthG insbesondere zu prüfen, ob Abschrebungs-
hindernisse nach $ 60 Abs. 7 AufenthG vorl iegen. In diesem Fall  käme die Verlänge-
rung der Aufenthaltserlau bn is nach $ 25 Abs. 3 AufenthG in Betracht.
Zur Beurteilung der Gefährdung im Herkunftsland kann auf Stellungnahmen insbeson-
dere der Strafverfolg ungsbehörden sowie der Fachstelle gegen Frauenhandel contra
zurückgegrif fen werden. Der Umstand, dass keine Zeugenschutzmaßnahmen eingelei-
tet worden sind, schl ießt nicht aus, dass Abschiebungshindernisse nach $ 60 Abs. 7
AufenthG vorl iegen. Auf das Betei l igungserfordernis des Bundesamtes für Migration
und Flüchtl inge nach g 72 Abs. 2 AufenthG weise ich in diesem Zusammenhang hin.
Ggf. kann eine nach g 25 Abs. 4 a AufenthG ertei l te Aufenthaltserlaubnis auch nach
$ 25 Abs. 4 Satz 2 AufenthG verlängert werden, wenn aufgrund besonderer Umstände
des Einzelfal les das Verlassen des Bundesgebietes für die Opfer von Menschenhandel
eine außergewöhnliche Härte bedeuten würde. Es handelt sich bei $ 25 Abs. 4 Satz 2
AufenthG um eine eigenständige Möglichkeit der Verlängerung, unabhängig von den
Voraussetzungen des g 25 Abs. 4 Satzes '1. Die Verlängerung darf daher unabhängig
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von der Grundlage des ursprünglichen Aufenthaltst i tels und abweichend von den Be-
st immungen nach $ 8 Abs. 1 und 2 ertei l t  werden.

Wird die Aufenthaltserlaubnis nach $ 25 Abs.4 a AufenthG widerrufen und kommt etn
weiterer Aufenthalt nicht in Betracht, ist der betroffenen Person eine angemessene
Frist zur freiwi l l igen Ausreise einzuräumen. Dabei ist den besonderen Umständen des
Einzelfal ls Rechnung zu tragen. Die Frist sol l te einen Monat nicht unterschreiten.

7. Aufhebung von Erlassen:
Meine Erlasse vom 24.06.2003 ( lV 602 - 212-29.222-7) und 04.08.2006 ( lV 602 - 212-
29.111.3) hebe ich auf.

Dirk Gärtner

Anlage
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Stand:  1.  Juni  2008

lndikatorenliste zum Menschenhandel fnit Frauen

Der Straltaibestand Menschenhandel unifasst den Nlenschenhandel zum Zweck der sexuellen
Ausbeutung 9em: S 232 SIGB und den l'/enschenhandel zum Zweck der Ausbeutung der Arbeitskraft
gem. S 233 SIGB.

Folgende Indikatoren sprechen dafür, dass eine Ffau von I\4enschenhandel betroffen ist:

Menschenhandel zum Zweck der sexuellen
Ausbeutung

Arbeitsl;ereiche
o die Frau arbeitete in der Prostitution, in einem

Bordell, Club, einer Modellwohnung, einem
Escort-Service

Hinweis: es ist durchaus möglich, dass die potenziell
Betroffene über einen legalen Aufenthaltsstatus (2.8.
verheiratet und / oder Jreizü gigkeitsberechtigt)
verfügt. Dies schließt nicht aus, dass sie von
Menschenhandel betroffen ist.

Alter
o die Frau ist unter 2l Jahre alt
Hinweis: es bestehi eine besondere Strafbarkeit
oem. 6 232 SIGB.

Arbeitssiiuaiion fvertraq
o die Frau wurde vom Bordellbesitzer / Ausbeuter

oder von Dritten ständig ÜbeMacht
o die Frau lebte und arbeitete im Club I in der

Modellwohnung
o die Frau konnte bestimmte Klienten cder

Handlungen njcht verweigern (2.8, ohne Kondom
zu arbeiten)

o die Frau durfte dle Prostitution nicht beenden
oCer nach Hause zurückkehren, wenn oder wann
sie es wollte

o

c

o

Begleitumstände
o der Frau war vorher nicht bekannt, dass sie in der

Prostitution arbeiten soll bz,v. ihr war nicht
bekannt, unter welchen Bedingungen

o unzumurbareUnterkunft
a Zwinoende Wohnzuweisunq

der Frau waren vor Arbeitsbeginn, insbesondere im
Herkunftsianä, ändere Bedingungen versprochen
wurden, als s,€ hier vorfand
,rnzumutbare Unterkunft
Zwlnoende Wohnzuweisuno

o

o
o

Zahlunqsmodalitäten
o die Frau kann nicht über ihre Einkünfte verfüoen

oder hat keinen direkten Zugang zum Verdieist
o (ein Teil) der Einkünfte werden an einen Dritten

gezahlt
o Die Frau muss einen festgelegten Mindestvertrag

pro Woche verdienen
o die Frau hat unkontrollierbare, überprobortionale

oder imaginäre Schulden beim Arbeitsgeber und /
oder einem Dritten - z.B. für die Vermittlung,
Reisekosten, Kleidung

o der Bordellbesitzer / Ausbeuter hat einen
bestimmten Übernahmebetrag für die Frau
bezahlt, den diese zurückzahlen muss

o

Polizeiliche Erkenntnisse
mfeldo Arbeitsu

o Täterkreis
o Täterkreis
o Erkenntnisse aus Erm ittlunosverfahren

Bitte wendenl



Folgende Hinweise können Indikatoren für beide Formen von [!lenschenhandel sein:

Haben Sie Hinweise, dass eine Frau von Menschenhandel betroffen sein könnte, so wenden Sie sich
bitte an qeltra, die Fachstelle gegen Frauenhandel in Schleswig-Holstein oder weisen Sie die Frau
darauf hin, dass es qgltra gibt (2.8. indem Sie ihr das 10-sprachige Faltblatt geben). Achten Sie dabei
darauf, dass Sie mit der Frau allein sind (also kein Begleiter daneben steht).

Sollte gg4tra nicht erreichbar sein, so sprechen Sie bitte auf den Anrufbeantworter, wir rufen
schnellstmöglicl- zurück.

Benötigt die Frau Unterstützung und gelingt der Kontakt zu @!tra nicht, so sorgen Sie bitte dafür,
dass sie sicher untergebracht wird - z.B. in einem Frauenhaus. Hinterlassen Sie uns auch für diesen
Fall eine Nachricht auf dem Anrufbeantwoder,

Vlelen Dank für lhre Aufmerksamkeitl

99ttta
Fachstelle gegen Frauenhandel in Schleswig-Holstein

Postfach 35 20
2403/ K)el
Tel :  0431 /  55 779 -190 /  -191
Fax:  0431 I  55 779 -150
email: conlra@ne-iw.de

Objektive Fesisiellungen
o die Frau ist nicht in Besitz ihres Passes

sie hat keine eigenen finanzlellen Mittel
sie trägt Spuren von fulisshandlungen
fehlende / magelnde Sprachkenntnisse und / oder
Ortskenntnis bzw. Orientierunq

o
o
o

l lerkmale bei den Beiroffenen / Erscheinunqsbild / Verhalten der Frau
o die Frau traut sich nicht, offen zu sprechen oder macht den Eindruck, ißstruiert

worden zu setn
o die Frau wirkt unruhig, verängstigt, unsicher oder sehr sensibel
o die Frau versJcht zu fliehen
o Die Frau befindet sich in einem körperlich schlechten Zustand, sie macht einen

ungepflegten oder gesundheitlich vernachlässigten Eindruck
o die Frau träot Spuren von i,4isshandlunqen


